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Antrag 
 

Vorlage: AT/0124/2018 Datum: 12.09.2018 

 

Verfasser: 04-BIZ-Ratsfraktion Az.:  

Betreff: 

Antrag der BIZ-Ratsfraktion: Anordnung der "Zone 30" 

Gremienweg: 

27.09.2018 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

 

 

 Die BIZ-Fraktion beantragt: 

 

Der Stadtrat möge beschließen: 

Die Verwaltung wird beauftragt festzustellen, vor welchen Schulen, Kindertagesstätten und Senio-

renheimen die Anordnung einer „Zone 30“ in Koblenz noch nicht erfolgt ist; danach soll untersucht 

werden, an welchen dieser Stellen es der Straßenverkehrsbehörde nach den gesetzlichen Vorschrif-

ten möglich ist, diese Anordnung zu erlassen. 

Vor Einrichtungen, an denen die Anordnung von „Zone 30“ nicht möglich ist, sind streckenbezoge-

ne Temporeduzierungen zu prüfen. 

Über das Ergebnis ist der Fachbereichsausschuss IV zu unterrichten. 

 

Begründung: 

Eine Tempo-30-Zone kann zur Erhöhung der Verkehrssicherheit (insbesondere Schulwegsicherheit) 

eingerichtet werden. Eine Änderung der StVO macht es leichter Tempo 30 auszuweisen. 

Rechtliche Grundlage von Tempo 30 ist Paragraf 45 der Straßenverkehrsordnung (StVO). Hier 

werden streckenbezogene Temporeduzierungen und Tempo-30-Zonen geregelt. Die Straßenver-

kehrsbehörden ordnen innerhalb geschlossener Ortschaften, insbesondere in Wohngebieten und 

Gebieten mit hoher Fußgänger- und Fahrradverkehrsdichte sowie hohem Querungsbedarf, Tempo-

30-Zonen im Einvernehmen mit der Gemeinde an, (Absatz 1c).  
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